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          A R B E I T S G E M E I N S C H A F T
          D O N A U L Ä N D E R


17. KONFERENZ  DER
REGIERUNGSCHEFS

                             22. September 2006                 
Kecskemet, Komitat Bacs-Kiskun
Tagesordnungspunkt 6
3 Resolutionen
6.1. 
Subsidiarität
 
siehe auch Protokoll der 18. Sitzung der Arbeitsgruppe der Leitenden Beamten  TOP 12
 
Beilage 6.1.

Sehr geehrter Herr Vorsitzender,
meine Damen und Herren!

Am 18. und 19. April 2006 fand in der NÖ Landeshauptstadt St. Pölten aus Anlass der österreichischen Ratspräsidentschaft in der Europäischen Union im ersten Halbjahr 2006 eine Konferenz zur Stärkung der Regionen und zur Entwicklung einer subsidiären Gesinnung in Europa statt. 
Im NÖ Landhaus trafen mehr als 400 Teilnehmer aus allen EU-Staaten – Mitglieder der Regierungen, Parlamentarier und zahlreiche Experten – zusammen.

Angesichts der zunehmenden Europaskepsis, die es europaweit gibt, ist es notwendig und sinnvoll, eine subsidiäre Gesinnung zu entwickeln und die Identifikation durch Erhaltung der typischen Lebensarten und kulturellen Traditionen zu stärken. Spezifische regionale Gegebenheiten gewährleisten ein abwechslungsreiches Europa. Die Nationalstaaten haben auch die Aufgabe, Subsidiarität einzufordern. Die Regionen wiederum müssen sich bewusst sein, welche Chancen damit verbunden sind.

Das Subsidiaritätsprinzip und damit der Vorrang der kleinen Einheiten in Europa sind zwar festgeschrieben, aber kaum je hinterfragt, kontrolliert oder praktiziert worden. Angesichts des Umstandes, dass auch der Verfassungsvertrag keine verbindliche Berücksichtigung der lokalen und regionalen Ebene vorsieht, ist es umso entscheidender, dass die Rechtsnormen durch die politische Alltagsarbeit so mit Leben erfüllt würden, dass auch der einzelne Bürger davon etwas verspüre.

In drei Blöcken zu den Themen „Bürgernahe Politik: Der Beitrag der Regionen und Kommunen“, Vorsitz Landeshauptmann Dr. Erwin Pröll, „Subsidiarität und Verhältnismäßigkeit: Die Rolle der Parlamente“, Vorsitz Präsident des Nationalrates Dr. Andreas Kohl und Präsidentin des Bundesrates Elisabeth Roth-Halvax sowie Subsidiarität und Better Regulation“, Vorsitz Bundeskanzler und Vorsitzender des Europäischen Rates Dr. Wolfgang Schüssel, fand nach Impulsreferaten ein intensiver Meinungsaustausch statt.

Es ist Niederösterreich daher ein Anliegen, die Schlusserklärung dieser Konferenz auch durch die Arbeitsgemeinschaft Donauländer unterstützt zu wissen.

Danke!

